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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 22. MÃ¤rz 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beteiligten haben einander auch
fÃ¼r das Berufungsverfahren keine Kosten zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen. 

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Erstattung von Kosten fÃ¼r eine Akupunktur-
Behandlung.

Die im Jahre 1947 geborene KlÃ¤gerin leidet seit einigen Jahren unter einem
chronischen WirbelsÃ¤ulen-Syndrom. Dies fÃ¼hrt zu starken Verspannungen im
RÃ¼ckenbereich, die schmerzhaft sind und auf den Bereich der Arme ausstrahlen.
Krankengymnastik, Massagen und Chirotherapie fÃ¼hrten nicht zum
gewÃ¼nschten Linderungserfolg. Am 10. Mai 1999 suchte die KlÃ¤gerin die
VertragsÃ¤rztin Dr. M W auf und begann bei dieser Ã�rztin noch am selben Tage
eine Akupunktur-Behandlung, die sich auf insgesamt zehn Behandlungs-Sitzungen
erstreckte und am 7. Juni 1999 abgeschlossen war. In der Zeit vom 13. August bis
zum 15. Oktober 1999 wurden nochmals zehn Behandlungen durchgefÃ¼hrt.
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GemÃ¤Ã� Rechnung vom 7. Juni 1999 bezahlte die KlÃ¤gerin an die behandelnde
Ã�rztin 800,00 DM fÃ¼r die ersten zehn Behandlungen. Aufgrund Rechnung vom
15. Oktober 1999 entrichtete sie weitere 600,00 DM fÃ¼r die zweite Zehnerfolge
von Behandlungen.

Bereits am 12. Mai 1999 hatte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten die
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die ersten zehn Behandlungen beantragt. Mit Bescheid
vom 3. Juni 1999 lehnte die Beklagte die KostenÃ¼bernahme ab und wies den
Widerspruch der KlÃ¤gerin durch Widerspruchsbescheid vom 24. November 1999
zurÃ¼ck: Die schulmedizinischen BehandlungsmÃ¶glichkeiten seien nicht
ausgeschÃ¶pft, auÃ�erdem habe die KlÃ¤gerin die Leistungen in Anspruch
genommen, ohne zuvor den Bescheid der Beklagten abzuwarten. Den Antrag der
KlÃ¤gerin vom 8. Juni 1999, die zweite Zehnergruppe betreffend, beschied die
Beklagte nicht.

Mit ihrer am 27. Dezember 1999 zum Sozialgericht Berlin erhobenen, gegen die
Bescheide vom 3. Juni und vom 24. November 1999 gerichteten Klage hat die
KlÃ¤gerin ihr Ziel weiterverfolgt, eine Kostenerstattung in vollem Umfang zu
erreichen. Mit Gerichtsbescheid vom 22. MÃ¤rz 2000 hat das Sozialgericht die Klage
abgewiesen und dabei ausgefÃ¼hrt, die Behandlung sei weder von einem
Vertragsarzt angeordnet worden, noch sei ersichtlich, dass die Behandlung von
einem Vertragsarzt kostenfrei durchgefÃ¼hrt werden solle.

Mit ihrer am Montag, dem 5. Juni 2000 bei dem Landessozialgericht Berlin
eingelegten Berufung gegen den am 4. Mai 2000 zugestellten Gerichtsbescheid
verfolgt die KlÃ¤gerin ihr Ziel weiter, eine Kostenerstattung fÃ¼r die Akupunktur-
Behandlung zu erreichen. Nach richterlichem Hinweis auf die teilweise
UnzulÃ¤ssigkeit der Klage hat die KlÃ¤gerin im Termin zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung vom 6. November 2002 ihre Klage hinsichtlich der Behandlungsserie
vom 13. August 1999 bis zum 15. Oktober 1999 zurÃ¼ckgenommen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 22. MÃ¤rz 2000 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 3. Juni 1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24. November 1999 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihr fÃ¼r die zwischen dem 10. Mai und dem 7. Juni 1999
durchgefÃ¼hrte Akupunktur-Behandlung 409,03 Euro (entsprechend 800,00 DM) zu
erstatten.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die Berufung ist zulÃ¤ssig, insbesondere statthaft gemÃ¤Ã� Â§ 143
Sozialgerichtsgesetz (SGG) in Verbindung mit Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG, denn
zum Zeitpunkt der Berufungseinlegung Ã¼berstieg der Wert des
Beschwerdegegenstandes den Betrag von 500,00 Euro. Die spÃ¤tere
TeilrÃ¼cknahme der Klage im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 6.
November 2002, durch die die Klage auf den Teilbetrag von 409,03 Euro
beschrÃ¤nkt wurde, fÃ¼hrt nicht rÃ¼ckwirkend zu einer UnzulÃ¤ssigkeit der
Berufung.

Die Berufung ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das Sozialgericht die Klage
abgewiesen, denn sie ist hinsichtlich des allein noch streitbefangenen Betrages von
409,03 Euro (entsprechend 800,00 DM) fÃ¼r die erste Behandlungsfolge von zehn
Akupunktur-Behandlungen in der Zeit vom 10. Mai bis zum 7. Juni 1999
unbegrÃ¼ndet.

Als Rechtsgrundlage fÃ¼r den Kostenerstattungsanspruch kam allein Â§ 13 Abs. 3
Satz 1 Sozialgesetzbuch/FÃ¼nftes Buch (SGB V) in Betracht. Nach dieser Vorschrift
hat die Krankenkasse Kosten fÃ¼r eine selbst beschaffte Leistung zu erstatten,
wenn die Krankenkasse eine unaufschiebbare Leistung nicht rechtzeitig erbringen
konnte oder sie eine Leistung zu Unrecht abgelehnt hat. Die erste Alternative â��
die Unaufschiebbarkeit der Leistung â�� ist vorliegend schon deswegen nicht
erfÃ¼llt, weil die Erkrankung der KlÃ¤gerin chronischer Natur war und bereits
lÃ¤ngere Zeit angedauert hatte. Es ist weder von der KlÃ¤gerin geltend gemacht
worden noch sonst ersichtlich, dass hier eine besondere Dringlichkeit bestand, die
die LeistungsgewÃ¤hrung unaufschiebbar machte.

Auch die zweite Alternative dieser Vorschrift â�� die unrechtmÃ¤Ã�ige Ablehnung
einer Leistung und die darauf beruhende Kostenverursachung â�� ist nicht erfÃ¼llt.
Denn es fehlt an der KausalitÃ¤t zwischen der Ablehnung einerseits und der
Entstehung der Behandlungskosten andererseits, weil die KlÃ¤gerin die Leistung in
Anspruch genommen hat, ohne die â�� im Ergebnis dann ablehnende â��
Entscheidung der Krankenkasse abzuwarten. Zwischen dem die Haftung der
Krankenkasse begrÃ¼ndenden Umstand der rechtswidrigen Ablehnung einer
Leistung und dem Nachteil des Versicherten muss ein Kausalzusammenhang
bestehen, ohne den ein Kostenerstattungsanspruch nicht an die Stelle eines
Sachleistungsanspruchs treten kann. Dies bedeutet, dass Kosten fÃ¼r eine selbst
beschaffte Leistung nur zu ersetzen sind, wenn die Krankenkasse die
LeistungsgewÃ¤hrung vorher abgelehnt hatte. Ein Kausalzusammenhang und damit
eine Kostenerstattung scheiden aus, wenn der Versicherte sich die streitige
Behandlung auÃ�erhalb des vorgeschriebenen Beschaffungsweges selbst besorgt,
ohne sich vorher mit seiner Krankenkasse ins Benehmen zu setzen und deren
Entscheidung abzuwarten. Erst die Weigerung der Krankenkasse gibt dem
Versicherten das Recht, sich die benÃ¶tigte Behandlung selbst zu beschaffen und
die Erstattung der dafÃ¼r aufgewendeten Kosten zu verlangen. An dieser
KausalitÃ¤t zwischen Ablehnung und Selbstbeschaffung der Leistung fehlt es
vorliegend. Die KlÃ¤gerin begann die Behandlung und damit die Inanspruchnahme
der Leistung bereits am 10. Mai 1999. Erst zwei Tage spÃ¤ter, nÃ¤mlich am 12. Mai
1999, ging der Antrag der KlÃ¤gerin bei der Beklagten ein. Schon dieser zeitliche
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Zusammenhang â�� die Inanspruchnahme der Leistung vor wirksamer Beantragung
bei der Beklagten â�� zerstÃ¶rt den Kausalzusammenhang zwischen
Leistungsablehnung und Kostenentstehung. Dem steht auch nicht entgegen, dass
die letzte der Behandlungen erst am 7. Juni 1999 und damit zeitlich nach dem
Ablehnungsbescheid vom 3. Juni 1999 erfolgte, denn die zehn Akupunktur-
Behandlungen waren von Anfang an als Behandlungseinheit konzipiert, auf die sich
die Ablehnung der Leistung insgesamt erstreckte und die auch aus Sicht der
KlÃ¤gerin als einheitlicher Behandlungsvorgang zu betrachten waren. Dies ergibt
sich daraus, dass die KlÃ¤gerin ihrem bei der Beklagten am 12. Mai 1999
eingegangenen Antrag vom 10. Mai 1999 eine Bescheinigung der behandelnden
Ã�rztin Dr. M W vom 10. Mai 1999 beigefÃ¼gt hatte, in der ausgefÃ¼hrt war, es
seien zehn Sitzungen insgesamt vorgesehen. Dadurch, dass die KlÃ¤gerin mit der
Inanspruchnahme der fest geplanten Zehnerfolge von Behandlungen begann, ohne
den Ablehnungsbescheid der Beklagten abzuwarten, hat sie deutlich gemacht, dass
die Kostenentstehung nicht auf eine Ablehnung der Beklagten zurÃ¼ckzufÃ¼hren
war, sondern vÃ¶llig unabhÃ¤ngig von der Entscheidung der Beklagten in jedem
Fall durch die KlÃ¤gerin veranlasst werden sollte. Dies schlieÃ�t nach den
vorgenannten Kriterien eine Kostenerstattung aus.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Verfahrens in der Sache selbst.

Die Revision war nicht zuzulassen, denn ZulassungsgrÃ¼nde nach Â§ 160 Abs. 2
SGG sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 09.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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